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VORWORT 

 
 
Die Geschichte der europäischen Politik eines einzigen Jahres – vom Herbst 1924 
bis zum Herbst 1925 – als Lebenswerk eines Historikers? Dies trifft auf den tsche-
chischen Historiker Radko Břach und sein Buch zwar nicht völlig zu, schließlich hat 
er auch andere Themen der Außenpolitik zu anderen Zeiträumen bearbeitet. Den-
noch kann man von einer lebenslangen Beschäftigung mit dem Thema sprechen: 
Seit 1960 sein Aufsatz „Locarno und die tschechoslowakische Diplomatie“ in der 
„Tschechoslowakischen Historischen Zeitschrift“ (Československý časopis historic-
ký) erschienen ist, hat das Thema „Locarno und Europa“ Břach nicht mehr losge-
lassen. Nachdem er in Folge des „Prager Frühlings“ seine Stelle an der Militärpoliti-
schen Akademie (Vojenská politická akademie) in Prag verloren hatte, hat er das Ar-
chivmaterial, das er vor der Intervention der Warschauer-Pakt-Mächte in tschecho-
slowakischen, polnischen und DDR-Archiven kopiert hatte, „nebenbei“ weiterbear-
beitet, mit der damals verfügbaren Literatur abgeglichen und zwischen 1982 und 
1984 das Manuskript des vorliegenden Buches erstellt, das dann 1985 als Samizdat-
Druck in Prag verbreitet wurde. Auch heute noch beschäftigt sich der Verfasser mit 
dem Thema, in den Monaten vor dem Erscheinen der deutschen Übersetzung hat er 
weitere Erläuterungen verfaßt. 

Das Buch ist eine reine Diplomatiegeschichte. Es zeigt, wie sich die handelnden 
Personen im Netzwerk unterschiedlicher nationalstaatlicher Interessen, nur sechs 
Jahre nach Kriegsende und fünf Jahre nach dem Versuch der Neuordnung Europas 
in den Pariser Friedensverträgen, um eine Wiederbelebung der europäischen Politik 
bemühten. Der Vertrag von Versailles hatte die Staaten Europas in Sieger und Be-
siegte aufgeteilt; der Völkerbund als neue Institution sollte den Frieden und die 
Dauerhaftigkeit des Vertragswerkes durch die Zementierung der Machtverhältnisse 
sichern. Frankreich, das die Hauptlast des „großen Krieges“ getragen hatte, stärkte 
nach dem Ausscheiden der USA aus der europäischen Politik seine prekäre Vor-
machtstellung durch weitere Verträge, erzwang die Einhaltung der Vertragsbedin-
gungen durch eine Politik der „produktiven Pfänder“ gegenüber Deutschland und 
wollte im Rahmen des Völkerbundes mit dem Genfer Protokoll eine Art Automa-
tismus der Friedenssicherung durchsetzen. Hier beginnt der Verfasser seinen akribi-
schen Bericht, der aufzeigt, warum dieser Versuch am Einspruch Großbritanniens 
gescheitert ist.  

Auf der anderen Seite standen die Verlierer des Weltkrieges, denen in den Pariser 
Vorortverträgen die Friedensbedingungen diktiert worden waren (Deutschland, Ös-
terreich, Ungarn, Bulgarien). Nur unter Zwang hatten sie sich mit ihrer Lage abge-
funden, aber den Gedanken einer Revision der Verträge nicht aufgegeben. In dieser 
Situation, die von den „Siegern“ als ständige Bedrohung empfunden wurde, über-
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raschte der deutsche Außenminister Gustav Stresemann – nach entsprechender 
Vorbereitung – die Welt mit der deutschen diplomatischen Note vom 9. Februar 
1925, in der sich Deutschland zu einer freiwilligen Anerkennung der gemeinsamen 
Westgrenzen mit Frankreich und Belgien bereit erklärte. Angesichts der Auswirkun-
gen der Besetzung des Ruhrgebietes und der Verzögerung bei der Räumung des 
Rheinlandes war dies für Frankreich ein verlockendes Angebot. Allerdings war Ber-
lin nicht bereit, die gleiche Verpflichtung gegenüber den Nachbarn im Osten zu ü-
bernehmen. Dies lag nicht an der Tschechoslowakei, sondern richtete sich gegen 
Polen, demgegenüber sich Deutschland die Möglichkeit einer friedlichen und ein-
vernehmlichen Änderung der Grenzen vorbehalten wollte. Das Wort „friedlich“ 
sollte jedoch nur den Krieg als Mittel zur Durchsetzung dieser Ziele ausschließen, 
denn zu wirtschaftlichem und politischem Druck war Berlin durchaus bereit, wie die 
Ablehnung der Aufnahme von Kohlelieferungen aus Polen und der „Zollkrieg“ seit 
1925 bewiesen. Die Positionen Prags und Warschaus zu dieser Problematik, sind – 
neben den Strategien und Zielen von Frankreich, Großbritannien und Deutschland 
– der zweite Strang der Darstellung des tschechischen Autors.  

Die Diplomaten definierten die Interessen ihrer Staaten, und diese Positionen 
waren sehr unterschiedlich und teilweise gegeneinander gerichtet. Frankreich wollte 
das mühsam erreichte Übergewicht gegenüber Deutschland absichern und dazu 
dessen östliche Nachbarn an sich binden. Großbritannien hatte weltweite Interessen 
in seinen Kolonien sowie im Commonwealth und wollte seine Entscheidungsfrei-
heit wahren, zumal es die territorialen Verhältnisse in Ostmitteleuropa als fehlerhaft 
ansah. Für sein Anliegen konnte Deutschland Unterstützung für seine Bemühungen 
erwarten, seine Lage durch eine Regelung der Reparationsfragen zu bessern und die 
Gleichberechtigung unter den Staaten Europas zurückzugewinnen. Die Verbindung 
zu Sowjetrußland, der anderen ausgeschlossenen Großmacht, konnte Berlin nutzen, 
um seine Position zu stärken und gegebenenfalls Druck auszuüben. 

Angesichts dieser zentralen Probleme in den Beziehungen der damaligen euro-
päischen Großmächte traten die Interessen der kleineren Staaten in den Hinter-
grund. Aus der Gruppe der Verlierer der Friedensverträge war von Österreich kaum 
die Rede; zwar hielt Wien die Option eines Anschlusses an Deutschland offen, aber 
diese war damals illusorisch, wie besonders die tschechoslowakische Regierung in 
Prag immer wieder demonstrierte. Noch weniger konnte Ungarn auf internationale 
Unterstützung hoffen, um sich der Umklammerung durch die „Kleinen Entente“ 
(Tschechoslowakei, Jugoslawien, Rumänien) zu erwehren. Aber auch die Lage der 
Gewinner war problematisch: Die ČSR stand mit einem Bein bei den Gewinnern, da 
sie in letzter Minute als Mitglied der Allianz der Westmächte anerkannt worden war, 
mit dem anderen aber im Lager der Verlierer, weil sie einen Anteil an den Kriegs-
schulden zu tragen hatte, der als „Befreiungstaxe“ getarnt worden war. Zudem hielt 
Prag deutlich Abstand zu Polen, dessen Landgewinne auf Kosten Deutschlands (be-
sonders durch die Teilung Oberschlesiens und die Sonderstellung Danzigs) in der 
deutschen Publizistik eine stete Polemik über die „blutende Grenze“ zur Folge hat-
te. Aber auch im Osten hatte Polen 1921 im Frieden von Riga gegen Sowjetrußland 
sein Territorium erweitert und über die kompakte ethnisch-polnische Besiedlung hi-
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nausgegriffen, was man in Polen als Würdigung der eigenen Kulturleistung verstand, 
aber von den Nachbarn – besonders von Litauen – als Ärgernis empfunden wurde. 

In dieser kurzen Auflistung der politischen Probleme Europas, die in der vorlie-
genden Diplomatiegeschichte im Zentrum stehen, sind andere Themen nur knapp 
behandelt, nämlich die Interessen der Wirtschaft, die kulturellen Beziehungen, die 
Probleme der Innenpolitik mit den konkurrierenden Interessen der Parteien sowie 
die Lage der nationalen Minderheiten. Gerade für die Tschechoslowakei ist der 
letztgenannte Faktor von besonderer Bedeutung, weil Prag einerseits nach außen die 
Existenz einer großen deutschsprachigen Minderheit zur Abwehr von französischen 
Forderungen verwenden konnte (etwa bei der Reise von Marschall Foch nach War-
schau und Prag im Frühjahr 1923), die Minderheitenfrage andererseits jedoch die 
Beziehungen zu Berlin belasten konnte. Der Außenpolitik der Tschechoslowakei, 
die von Außenminister Edvard Beneš weitgehend im Alleingang gestaltet wurde, 
kam auch eine innenpolitische Bedeutung zu. Während Beneš dabei eigentlich nur 
von Präsident Tomáš G. Masaryk vorbehaltlos unterstützt wurde, äußerten insbe-
sondere die Parteien immer wieder Kritik an Benešs Außenpolitik. In der Öffent-
lichkeit hatte Beneš hingegen ein ganzes publizistisches System zur Verfügung, das 
seine Positionen unterstütze, z. B. das Organ seines Ministeriums: die „Zahraniční 
Politika“ (Außenpolitik), die offiziöse „Prager Presse“ und die Parteizeitung „České 
slovo“ (Das tschechische Wort). Während Beneš von seinen zeitgenössischen in-
nenpolitischen Gegnern oft angefeindet wurde, erscheint er in Břachs Darstellung 
sehr positiv, als „Optimist“ und wendiger Politiker, der immer einen „Plan B“ prä-
sentieren konnte und der bei Niederlagen stets das Positive hervorhob; seine Part-
ner in der internationalen Politik haben ihn dagegen oft als „umtriebig“ und „win-
dig“ beurteilt. 
 

* * * 
 
Fortschritt in der historischen Wissenschaft ist normalerweise auf zwei Wegen er-
reichbar, zum einen durch die Erweiterung der Quellenbasis und zum anderen 
durch eine Neubewertung der Quellen. Der erste Ansatz umfaßt das Auffinden und 
Erschließen von Quellen, die bisher unbekannt bzw. ungenutzt waren, als auch die 
Benutzung von Archiven und Beständen, die zuvor unzugänglich waren. Dies hat 
der Verfasser erreicht, denn er hat zum einen tschechische und polnische Archive 
systematisch nach Korrespondenzen und Konzepten für die Zeit der Locarno-Kon-
ferenz durchforstet. Zum anderen hat er die Memoirenliteratur der beteiligten Per-
sonen in zuvor kaum erreichter Ausführlichkeit bearbeitet. Břach bietet interessante 
Einsichten, z. B. in die französisch-tschechoslowakischen Beziehungen, bereichert 
unsere Kenntnisse durch anekdotische Bemerkungen über die Hintergründe von 
Ereignissen und Entscheidungen sowie darüber, wie Personen auftraten oder sogar 
aussahen. Břach konnte dabei auch noch von seinen späteren Forschungen profitie-
ren, die er nach der Wende von 1989 als Mitarbeiter am Institut für Zeitgeschichte 
der tschechischen Akademie der Wissenschaften (Ústav pro soudobé dějiny Aka-
demie věd) und als Abteilungsleiter am Institut für Militärgeschichte (Vojenský his-
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torický ústav) in Prag über die tschechoslowakisch-französischen Militär-Beziehun-
gen betrieben hat. 

Aber der Verfasser geht auch den zweiten Weg – den der Neuinterpretationen 
und der Abkehr von vorgefaßten oder gar durch politische Stellen vorgegebenen 
Meinungen. In dieser Hinsicht ist das Thema ein Musterbeispiel: Nach den bela-
stenden Erfahrungen, die der Zweite Weltkrieg und die deutsche Okkupation für 
die Tschechen bedeutet hatte, lautete eine These der tschechoslowakischen Histori-
ker, daß Berlin in Ostmitteleuropa immer und von jeher imperialistische Ziele ver-
folgt habe, also das Münchener Abkommen und die Abtretung des „Sudetenlandes“ 
1938 unter jahrelanger Verschleierung seiner wahren Ziele vorbereitet hätte. Diese 
teleologische Auffassung hat sich sogar in der gängigen Bezeichnung der ČSR als 
„Vormünchner Republik“ niedergeschlagen. Dies war auch der Tenor von Břachs 
ersten Aufsätzen, und besonders der DDR-Historiker Gerhard Fuchs hat diese 
These nach Benutzung der Akten im Politischen Archiv des Auswärtigen Amtes 
(damals in Bonn) zu belegen versucht. Dieser Deutung hatte ich in meiner Disserta-
tion von 1968, die 1970 als Buch erschienen ist, widersprochen, weil zum einen 
1925 niemand die weitere Entwicklung Hitlers und seiner Bewegung hatte voraus-
sehen können und zum anderen aus den Akten – den gleichen, die auch Fuchs ge-
sehen hatte – keine Anzeichen für eine deutsche Verschwörung gegen Prag abgelei-
tet werden konnten. Ich habe damals für einen differenzierteren Blick auf die Berli-
ner Politik gegenüber der ČSR geworben: Nach außen hin gab es keine wirklichen 
Probleme (die Abtretung des kleinen Hultschiner Ländchens hatte zwar dessen in-
tensive Beobachtung durch lokale Diplomaten zur Folge, beeinflußte die große Poli-
tik aber nicht). Dagegen war eine enge wirtschaftliche Zusammenarbeit zu beidersei-
tigem Nutzen gegeben, die später der tschechoslowakische Wirtschaftshistoriker 
Eduard Kubů genauer untersucht hat. Zwar bestanden im Auswärtigen Amt in Ber-
lin Vorbehalte gegenüber der Tschechoslowakei, die als unbequemer und wenig be-
kannter Nachbar galt; die Beziehungen wurden aber stets als „korrekt“ bezeichnet, 
was wenig besagt, aber jedenfalls nicht feindselig war. Nur gelegentlich lassen sich 
Spuren in den Akten finden, die darauf hinweisen, daß ein wirtschaftlich erstarktes 
Deutschland in Zukunft versucht hätte, seine Interessen stärker durchzusetzen. 
Doch diese Perspektive betraf nicht die Grenzen beider Staaten, die an dieser Stelle 
Europas zu den ältesten und in ihrem Grundbestand niemals wesentlich veränder-
ten gehörten. 

Ganz anders war die deutsche Einstellung gegenüber Polen, gegen das massive 
Vorbehalte zu finden sind und gegen dessen Grenzen sogar eine Zusammenarbeit 
mit Sowjetrußland bzw. mit der UdSSR gesucht wurde. Dennoch spielte das Pro-
blem der sudetendeutschen Minderheit in der Tschechoslowakei eine gewisse Rolle, 
schon weil Außenminister Stresemann aus innenpolitischen Gründen auf die Unter-
stützung der deutschen Nationalisten angewiesen war. Obwohl gelegentlich kleine 
Finanzhilfen für Presseorgane oder kulturelle und wirtschaftliche Einrichtungen er-
wähnt werden, gab es keine direkte Intervention oder Einflußnahme in deren Poli-
tik. Der deutsche Gesandte Walter Koch, dessen Berichterstattung aus Prag ich in 
einer Auflistung der Probleme zusammengefaßt habe (Kap. X der Dissertation) und 
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die in der Reihe der „Deutschen Gesandtschaftsberichte aus Prag“ ediert wurde, hat 
die „Berlingängerei“ einiger nationalistischer sudetendeutscher Politiker scharf kriti-
siert und als Richtlinie formuliert: „Sudetendeutsche Politik wird nicht in Berlin ge-
macht“. Privat hat er zum Entgegenkommen gegenüber der tschechischen Seite 
aufgerufen und als Lösung vieler Probleme im Lande empfohlen: „Tschechisch ler-
nen und deutsch bleiben“. Im direkten Gespräch zwischen Stresemann und Beneš 
in Genf hat sich gezeigt, daß die Berliner Regierung kaum Möglichkeiten hatte, auf 
die inneren Entwicklungen des Nachbarstaates wirksam Einfluß zu nehmen. 

Die damaligen Forschungsarbeiten hatten alle ihre Grenzen: Meine Dissertation 
basierte auf den Akten des Auswärtigen Amtes und auf der veröffentlichten Litera-
tur, aus der insbesondere Piotr S. Wandycz aus den USA herausragte; mit anderem 
Ansatz folgte ihm 1975 Gregory Campbell. Břach und Fuchs mußten damals den 
ideologischen Vorgaben der regierenden Kommunisten folgen und deren Thesen 
belegen; im vorliegenden Buch hat Břach dies kritisiert und korrigiert sowie auf der 
Basis der tschechoslowakischen Akten manches frühere Urteil modifiziert; er hat die 
verschiedenen Stränge langjähriger Arbeit dann zusammengeführt und ein abgewo-
genes Urteil gefällt. 
 

* * * 
 
Das Buch ist unter Bedingungen entstanden, die nach der Intervention der War-
schauer Pakt-Mächte in der Tschechoslowakei unter dem Begriff „Normalisierung“ 
zusammengefaßt wurden. Aber nichts war darin „normal“, nur die Rückkehr zum 
unbedingten Gehorsam der tschechischen und slowakischen Kommunisten gegen-
über den Weisungen aus Moskau. Wie viele andere Intellektuelle mußte auch Radko 
Břach für die kurze Zeit freien Denkens im Jahre 1968 mit der Entlassung aus der 
Militärpolitischen Akademie bezahlen und seinen Lebensunterhalt mit einer fach-
fremden Tätigkeit verdienen. Erst nach „Feierabend“ konnte er sich dem Studium 
der Akten widmen und die ausländische Literatur kritisch sichten. Mit strikter Be-
schränkung auf die diplomatische Geschichte des Jahres 1924/25 hat er dann bis 
1984 das Manuskript seiner „Evropské variace“ (Europäische Variationen) erstellt, 
das als Maschinenschrift in Prag rasch „ausverkauft“ war. Da eine reguläre Publika-
tion damals in der Tschechoslowakei unmöglich war, habe ich 1987 die Übersetzung 
des Manuskripts ins Deutsche und den Druck des Buches im Rahmen der Publika-
tionen des Collegium Carolinum empfohlen. Seit 1994 arbeitete dann Jana Heumos 
an dieser Übersetzung. Inzwischen hatte sich aber für den Autor unter den verän-
derten politischen Bedingungen in Prag die Möglichkeit ergeben, sein Buch unter 
dem Titel „Československo a Evropa  v polovině dvacátých let“ (Die Tschechoslo-
wakei und Europa in der Mitte der zwanziger Jahre) in tschechischer Sprache zu 
veröffentlichen; das Buch erschien 1996 im Verlag Paseka, mit Förderung der Pra-
ger Dependance der Friedrich-Ebert-Stiftung. Diese Fassung wurde bei der Bearbei-
tung der deutschen Übersetzung, in die auch während der einzelnen Arbeitsphasen 
weitere Anmerkungen und Änderungen des Verfassers einflossen, berücksichtigt, so 
daß das jetzt vorliegende Buch nicht völlig mit der tschechischen Publikation über-
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einstimmt. Angesichts der ungewöhnlich langen Zeit zwischen der Erstellung des 
Manuskriptes und dem geplanten Erscheinen des Buches wurde diesem zudem ein 
erweitertes Literaturverzeichnis beigefügt, dessen letzter Eintrag bis ins Jahr 2010 
reicht; die Namen der damals benutzten Archive wurden in die heute übliche Form 
übertragen. Viele Hände haben also dazu beigetragen, das Buch in seine heutige Ge-
stalt zu bringen, das auch deswegen seinen Wert bewahrt, weil in der Forschung der 
letzten Jahrzehnte nichts wesentlich Neues erschienen ist. Auch nach Überwindung 
der „Normalisierung“ war die Entstehungsgeschichte des Buches alles andere als 
„normal“. 
 

* * * 
 
Die reine Diplomatiegeschichte der Staaten Europas war lange ein eigener For-
schungszweig der Geschichtswissenschaft, der inzwischen überholt ist, weil auch 
andere Faktoren der auswärtigen Beziehungen das Bild bereichert haben: Innenpoli-
tik und Parteiengeschichte, Minderheitenpolitik, Wirtschaft und Kultur. Auch die 
Richtung der Historischen Sozialwissenschaft oder in den letzten Jahren die Kul-
turwissenschaft haben diese Fachrichtung bereichert und komplexer gestaltet. Ange-
sichts dieser Entwicklung mag eine klassische Diplomatiegeschichte heute etwas 
altmodisch erscheinen, doch ist sie deswegen keineswegs überflüssig oder gar lang-
weilig. Wie die Politiker Europas einst die Beziehungen ihrer Staaten untereinander 
gestaltet haben und welche Spannungen sie dabei überwinden mußten, welche Pro-
bleme die Grenz- und die Prestigefragen bereiteten, scheinen vor dem Hintergrund 
der Europäischen Einigung heute überholt und manchmal schwer vermittelbar; 
lehrreich ist es gleichwohl. Für die meisten Staaten Europas sind solche Fragen nach 
dem Beitritt zur Europäischen Union nun Teile einer europäischen Innenpolitik; eu-
ropäische Außenpolitik ist heute auf die Stellung Europas in der Welt und den Um-
gang mit globalen Problemen ausgerichtet; dabei haben aber politisches Handeln 
und Verhandeln keinesfalls an Bedeutung verloren.  
 

Im Herbst 2010           Manfred Alexander 



 
 
 
 

I. UNSICHERHEITEN  
 
 
Das Jahr 1925 begann für Europa mit einer gewissen Unsicherheit. Im Grunde 
gab es keinen Anlaß zur Besorgnis, die optimistische Stimmung überwog. Die 
Bilanz des vergangenen Jahres war ermutigend. Die Hoffnungen, welche die 
tschechoslowakische Außenpolitik auf die neuen, linksorientierten Regierungen 
in Frankreich und Großbritannien gesetzt hatte, waren nicht unbegründet. Die 
Schlüsselfragen der europäischen Krise waren im Jahre 1924 in bemerkenswer-
tem Tempo gelöst worden. Der Bruch zwischen Großbritannien und Frank-
reich wurde überwunden, man fand einen Ausweg aus dem Problem der Repa-
rationen, Deutschland wurde für die Beteiligung am Wiederaufbau der europäi-
schen Wirtschaft gewonnen, und man begann mit den Verhandlungen über den 
Eintritt Deutschlands in den Völkerbund. 

Auf der fünften Tagung des Völkerbundes wurde das Genfer Protokoll an-
genommen, durch das ein möglicher Krieg durch verbindliche Garantien gegen 
Gewaltanwendung und durch die Ausarbeitung von Methoden zur friedlichen 
Lösung von Streitfragen verhindert werden sollte. Die europäischen Groß-
mächte erkannten de jure die UdSSR an, vielfältige Möglichkeiten einer friedli-
chen Entwicklung Europas zeichneten sich ab. Die Zeit der heftigen Worte und 
feindlichen Gesten, Ultimaten und Sanktionen ging langsam zu Ende. Die Poli-
tik der Verständigung, der Kooperation und der rationalen Lösungen erzielte 
bemerkenswerte Ergebnisse. All das war für die weitere Entwicklung ermuti-
gend. Die Unsicherheit bestand jedoch darin, ob alle dem eingeschlagenen Weg 
weiter folgen würden.  

Ende 1924 veränderten sich die innenpolitischen Voraussetzungen der sich 
neu entwickelnden europäischen Beziehungen. In Großbritannien verlor die 
Labour Party die Wahlen, und an die Macht kamen erneut die Konservativen. 
Deren außenpolitische Konzeption unterschied sich deutlich von derjenigen 
der Vorgängerregierung, und man befürchtete berechtigterweise, daß diese Ver-
änderung alle außenpolitischen Bemühungen des Kabinetts unter Premierminis-
ter James Ramsay MacDonald rückgängig machen würde. Auch in Deutschland 
wurde gewählt und eine neue Regierung gebildet. Zum ersten Mal gehörte ihr 
die Partei der Deutschnationalen (DNVP) an, eine Partei, die bis dahin antire-
publikanisch und anderen Völkern gegenüber intolerant eingestellt war. Was 
verbarg sich hinter diesen Veränderungen, wie sollte man sie bewerten, und 
welche Rolle spielt ihr „Regisseur“, der deutsche Außenminister Gustav Stre-
semann? Dies war der zweite Bereich, der Unsicherheiten im politischen Leben 
Europas hervorrief. Und schließlich stand die Kartellregierung in Frankreich 
unter starkem Druck von rechts, was nicht ohne Einfluß auf die Außenpolitik 
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von Premier- und Außenminister Édouard Herriot blieb. Zum Neujahr 1925 
meldete Frankreich, daß es die besetzte Kölner Zone nicht, wie in den Frie-
densverträgen vereinbart, in Kürze räumen werde.  

Während der tschechoslowakische Außenminister Edvard Beneš ein Jahr 
zuvor Prognosen gewagt und sich als in die europäischen Entwicklungen ein-
geweiht gegeben hatte, schien er sich zum Jahresende 1924 von der Öffentlich-
keit fernzuhalten. Man hörte nichts von und nichts über ihn: keine Artikel zum 
Neuen Jahr, keine Interviews – er wartete ab.  

 
 
 

1. Die Tories  
 

Parteien in Europa  
Über die Mentalitäten einzelner Völker sagen die Namen der politischen Partei-
en viel aus. In Frankreich versuchten sich alle Parteien in der Behauptung zu 
überbieten, sie seien linksgerichtet und republikanisch. Die Parteien hießen En-
tente républicaine démocratique, Républicains de gauche, Gauche républicaine, 
Action républicaine et sociale, Républicains socialistes, Radicaux socialistes 
oder Gauche radicale. Albert Guérard schrieb dazu: 
Die Benennung der Parteien ist gelinde gesagt, pervers. Die ’Liberalen‘ sind in der Wolle ge-
färbte Konservative. Die ’Konservativen‘ sind revolutionär im Geist, im Ton und in der Me-
thode. Die ’Soziale und Radikale Linke‘ gehört zur Rechten. Die ’Radikalsozialisten‘ sind vor-
sichtig abwartende Bürgerliche. Und der reaktionärste Staatsmann der letzten Jahre, Präsident 
Etienne Alexandre Millerand, war ein Sozialist.1  

In Deutschland stellten die Wörtersilben „Volk“ und „Nation“ die Beschwö-
rungsformel dar: Deutschnationale Volkspartei (DNVP), Deutsche Volkspartei 
(DVP), Bayerische Volkspartei (BVP). Ohne einen „Fremdenführer“ durch das 
politische Leben dieser Länder oder entsprechende eigene Kenntnisse hätte ein 
Beobachter aus den Namen der Parteien nur schwer die jeweilige politische 
Ausrichtung ableiten können.  

In Großbritannien war alles – „wie es sich eben gehört“ – übersichtlich. Die 
Parteinamen – Labour Party, Liberal Party, Conservative Party – ließen nie-
manden im Zweifel darüber, um welche Art von Partei es sich handelte. Es war 
klar, auf welche soziale Schicht sich die jeweilige Partei stützte, und keiner 
konnte sich darin irren, wo links, rechts und wo die Mitte war. Nur in einem 
Land, in dem man Tradition für einen unbestreitbaren Wert hielt, brauchte sich 
auch eine Partei – offiziell immer noch Unionist Party – der Bezeichnung 
„konservativ“ nicht zu schämen. Und um so weniger muß man daran zweifeln, 
daß sie auch tatsächlich konservativ war.  

                                                           
1  Gunther, John: Evropa – jaká je [So sehe ich Europa. dt. Ausgabe Amsterdam 1937]. 

Praha 1936, 152–153. 
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Die Regierung „Seiner Majestät“  
Nach dem kurzen Intermezzo eines Labour-Kabinetts kehrte Großbritannien 
zur gewohnten konservativen Regierung zurück.2 An die Macht kamen erneut 
die Tories, die das Zugehörigkeitsgefühl zum britischen Empire und zur Tradi-
tion repräsentierten. Unter der Leitung von Premierminister Stanley Baldwin 
wurde am 7. November 1924 eine neue Regierung gebildet. Ihr gehörten u. a. 
an: Außenminister Sir Austen Chamberlain, der Vorsitzende des Geheimen Ra-
tes Lord George Curzon, Lordkanzler Lord George Cave, Schatzkanzler Wins-
ton Churchill, der Innenminister William Joynson-Hicks, der Kolonialminister 
Leopold Amery, Kriegsminister Sir Laming Worthington-Evans, der Minister 
für Indienangelegenheiten Lord Edwin Birkenhead, der Minister für Luftfahrt 
Samuel Hoare und der Gesundheitsminister Neville Chamberlain.  

Der tschechoslowakische Gesandte in London Vojtěch Mastný arbeitete für 
das Außenministerium Charakteristiken der einzelnen Regierungsmitglieder aus. 
Es handelt sich zwar um subjektive Beurteilungen, die daher nur Teilaspekte 
berücksichtigen, nichtsdestotrotz sind sie interessant.  

Premierminister Baldwin war damals 57 Jahre alt. Ein „typischer Engländer“ 
– im Hinblick auf seine gemäßigte Einstellung und Umsicht, seinen milden, ab-
geklärten Pessimismus und seine Abscheu vor Finesse und Hinterlist – voll-
kommen aufrichtig, selbstlos und seinem Land ergeben. Ohne politische Ambi-
tionen; sein einziger Ehrgeiz war befriedigt, als er Premierminister wurde: Seine 
absolute Zuverlässigkeit, Solidität und Humanität machten ihn in breiten 
Schichten sehr populär.3  

Dem Bericht des Gesandten zufolge war Baldwin über die tschechoslowaki-
schen Verhältnisse gut informiert; er kannte Präsident Thomas Garrigue Masaryk 
und auch Außenminister Beneš persönlich. Wenn man diese Charakteristik mit 
der späteren des amerikanischen Journalisten John Gunther vergleicht, stimmen 
beide in bemerkenswerter Weise überein – insbesondere in der Bewertung von 
Baldwins Solidität, der Nüchternheit und der Seriosität. Gunther bemerkt noch 
einen anderen charakteristischen Zug in der politischen Karriere Baldwins: Es gab 
in ihr lange Phasen der Passivität, Untätigkeit sowie Schweigsamkeit (im Laufe der 
ersten neun Jahre hielt Baldwin im Parlament nur fünf Reden), und nach Gunther 
gehörten gerade die Jahre 1924 bis 1929 zu diesen „passiven“ Perioden.4  

                                                           
2  Zu den Wahlen im Oktober 1924 und den Umständen des Scheiterns der Regierung 

MacDonald vgl. Břach, Radko: Československá zahraniční politika v politických promě-
nách Evropy 1924 [Die tschechoslowakische Außenpolitik im politischen Wandel Euro-
pas im Jahr 1924]. In: Břach, Radko (Hg.): Studie z dějin předmnichovské republiky 
[Studien zur Geschichte der Vormünchner Republik]. Praha 1983, 2–98.  

3  Vgl.: Mimořádná politická zpráva Mastného z Londýna 17. listopadu 1924 [Außeror-
dentlicher politischer Bericht Mastnýs aus London vom 17. November 1924]. In: Politic-
ké zprávy, Londýn [Politische Nachrichten, London]. Archiv Ministerstva zahraničních 
věcí, Praha (im folgenden AMZV) [Archiv des Außenministeriums, Prag] 253 (1924).  

4  Vgl. Gunther: Evropa – jaká je 262–268.  


